
177

I N H A L T

Tag Seite

5321

17715. 5. 2008 Verordnung zur Änderung der Baugebührenordnung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
20220 01 47

17920. 5. 2008 Verordnung über die Führung von Grundbüchern  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
32350 (neu), 32350 00 01, 32350 00 02

181
21. 5. 2008 Verordnung über die Vergabe von Studienplätzen in Studiengängen, die in das zentrale Vergabeverfahren ein-

bezogen sind (ZVS-Vergabeverordnung). . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
22220 (neu), 22220

19423. 5. 2008 Verordnung zur Durchführung des Niedersächsischen Jagdgesetzes (DVO-NJagdG)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
79200 (neu), 79200 02 03, 79200 02 01

V e r o r d n u n g
zur Änderung der Baugebührenordnung

Vom 15. Mai 2008

Aufgrund

des § 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 Satz 2 des Niedersächsischen
Verwaltungskostengesetzes in der Fassung vom 25. April 2007
(Nds. GVBl. S. 172), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 17. Dezember 2007 (Nds. GVBl. S. 775), im Einverneh-
men mit dem Finanzministerium und

des § 66 Abs. 3 der Niedersächsischen Bauordnung in der Fas-
sung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 89), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2007 (Nds.
GVBl. S. 324),

wird verordnet:

Artikel 1

Die Baugebührenordnung vom 13. Januar 1998 (Nds. GVBl.
S. 3), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom
22. April 2005 (Nds. GVBl. S. 126), wird wie folgt geändert:

1. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird der Betrag „37 Euro“ durch den
Betrag „46,50 Euro“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird der Betrag „30 Euro“ durch den
Betrag „38 Euro“ ersetzt.

cc) In Nummer 3 wird der Betrag „23 Euro“ durch den
Betrag „28,50 Euro“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden ersetzt

in Buchstabe a der Betrag „32 Euro“ durch den
Betrag „34,50 Euro“,

in Buchstabe b der Betrag „39 Euro“ durch den
Betrag „38 Euro“,

in Buchstabe c der Betrag „32 Euro“ durch den
Betrag „34,50 Euro“.

bb) In Nummer 2 Buchst. a und c wird jeweils der
Betrag „27 Euro“ durch den Betrag „26,50 Euro“
ersetzt.

cc) In Nummer 3 werden ersetzt

in Buchstabe a der Betrag „21 Euro“ durch den
Betrag „22 Euro“,

in Buchstabe b der Betrag „23 Euro“ durch den
Betrag „23,50 Euro“,

in Buchstabe c der Betrag „21 Euro“ durch den
Betrag „22 Euro“.

2. Die Anlage 4 erhält die aus der Anlage ersichtliche Fas-
sung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2008 in Kraft.

Hannover, den 15. Mai 2008

Niedersächsisches Ministerium 
für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit

R o s s - L u t t m a n n

Ministerin

62. Jahrgang Ausgegeben in Hannover am 29. Mai 2008 Nummer 11
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Anlage

(zu Artikel 1 Nr. 2)

A n l a g e  4

(zu den §§ 1, 2 Abs. 1, § 4 Abs. 1)

Tafel

Rohbauwert
in Euro bis

Gebühr in Euro in der Bauwerksklasse

1 2 3 4 5

500 8 13 18 23 28

5 000 56 84 113 141 176

10 000 98 148 197 246 310

15 000 135 205 270 340 425

20 000 171 255 345 430 540

25 000 205 310 410 510 640

30 000 237 355 475 590 740

35 000 270 405 540 670 840

40 000 300 450 600 750 940

45 000 330 490 660 820 1 030

50 000 355 540 710 890 1 120

100 000 620 930 1 240 1 550 1 950

150 000 860 1 290 1 720 2 150 2 690

200 000 1 080 1 620 2 170 2 710 3 390

250 000 1 290 1 940 2 590 3 240 4 060

300 000 1 500 2 250 3 000 3 740 4 690

350 000 1 690 2 540 3 390 4 240 5 300

400 000 1 890 2 830 3 770 4 720 5 900

450 000 2 070 3 110 4 140 5 200 6 500

500 000 2 250 3 380 4 510 5 650 7 050

1 000 000 3 920 5 900 7 850 9 800 12 300

1 500 000 5 450 8 150 10 850 13 550 17 000

2 000 000 6 850 10 250 13 650 17 100 21 400

2 500 000 8 150 12 250 16 350 20 400 25 600

3 000 000 9 450 14 200 18 900 23 650 29 600

3 500 000 10 700 16 050 21 400 26 750 33 500

4 000 000 11 900 17 850 23 800 29 750 37 300

4 500 000 13 100 19 600 26 150 32 700 40 950

5 000 000 14 250 21 350 28 450 35 550 44 550

7 500 000 19 650 29 500 39 350 49 150 61 600

10 000 000 24 750 37 150 49 500 61 900 77 600

15 000 000 34 250 51 400 68 500 85 600 107 300

20 000 000 43 100 64 700 86 000 107 800 135 100

25 000 000 51 500 77 300 103 100 128 900 161 500

Rohbauwert
in Euro

Mit dem Tausendstel des Rohbauwertes zu vervielfältigender 
Gebührensatz in der Bauwerksklasse

1 2 3 4 5

über
25 000 000 2,060 3,092 4,124 5,156 6,460
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V e r o r d n u n g
über die Führung von Grundbüchern

Vom 20. Mai 2008

Aufgrund

des Artikels 20 b des Niedersächsischen Gesetzes über die
freiwillige Gerichtsbarkeit in der Fassung vom 24. Februar
1971 (Nds. GVBl. S. 43), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 17. Dezember 1998 (Nds. GVBl. S. 710),

des § 126 Abs. 1 Satz 1 der Grundbuchordnung in der Fas-
sung vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1114), zuletzt geändert
durch Artikel 78 Abs. 7 des Gesetzes vom 23. November 2007
(BGBl. I S. 2614), auch in Verbindung mit § 67 Sätze 2 und 3
der Grundbuchverfügung in der Fassung vom 24. Januar 1995
(BGBl. I S. 114), zuletzt geändert durch Artikel 78 Abs. 8 des
Gesetzes vom 23. November 2007 (BGBl. I S. 2614), und des
§ 141 Abs. 2 Satz 4 Halbsatz 1 der Grundbuchordnung, je-
weils in Verbindung mit § 1 Nr. 22 der Subdelegationsverord-
nung-Justiz vom 6. Juli 2007 (Nds. GVBl. S. 244), geändert
durch Verordnung vom 7. April 2008 (Nds. GVBl. S. 92), so-
wie

des § 93 Satz 1, auch in Verbindung mit § 81 Abs. 2 Satz 3,
der Grundbuchverfügung, jeweils in Verbindung mit § 1 Nr. 23
der Subdelegationsverordnung-Justiz,

wird verordnet:

E r s t e r  A b s c h n i t t

Nach Landesrecht zu führende Grundbücher

§ 1

Entsprechende Anwendung der Grundbuchverfügung

(1) Auf die Grundbücher über die in Artikel 20 a Abs. 1 des
Niedersächsisches Gesetzes über die freiwillige Gerichtsbar-
keit genannten Rechte und das Bergwerkseigentum ist die
Grundbuchverfügung in der Fassung vom 24. Januar 1995
(BGBl. I S. 114), zuletzt geändert durch Artikel 78 Abs. 8 des
Gesetzes vom 23. November 2007 (BGBl. I S. 2614), in der je-
weils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden, soweit
nicht diese Verordnung etwas anderes bestimmt.

(2) Der Inhalt des Rechts oder Bergwerkseigentums ist im
Bestandsverzeichnis in dem durch die Spalten 3 und 4 gebil-
deten Raum einzutragen.

(3) Bei der Bildung von Hypotheken-, Grundschuld- und
Rentenschuldbriefen ist die Art des belasteten Rechts oder die
Bezeichnung als Bergwerkseigentum anzugeben.

§ 2

Salzabbaugerechtigkeiten

(1) Bei einem Grundbuchblatt, das über eine Salzabbau-
gerechtigkeit geführt wird, ist in der Aufschrift unter die Blatt-
nummer in Klammern das Wort „Salzabbaugerechtigkeit“ zu
setzen.

(2) 1Im Bestandsverzeichnis sind die Bezeichnung „Salzab-
baugerechtigkeit“ und die Bezeichnung des Grundstücks ein-
zutragen, für das die Salzabbaugerechtigkeit bestellt ist. 2Das
Grundstück ist mit den Angaben des amtlichen Verzeichnis-
ses im Sinne des § 2 Abs. 2 Satz 1 der Grundbuchordnung zu
bezeichnen, die im Zeitpunkt der Bestellung der Salzabbauge-
rechtigkeit im Grundbuch eingetragen waren, jedoch ohne
Wirtschaftsart und Lage.

§ 3

Bergwerkseigentum

(1) 1Für das im Bezirk eines Grundbuchamtes belegene
Bergwerkseigentum ist ein gesondertes Grundbuch zu führen.

2In der Aufschrift sind das Amtsgericht, anstelle des Grund-
buchbezirks das Wort „Berggrundbuch“, die Nummer des
Blattes und unter der Blattnummer das Wort „Bergwerks-
eigentum“ anzugeben.

(2) 1Im Bestandsverzeichnis sind der Name des Bergwerks-
eigentums, die Größe und Begrenzung des Bergwerksfeldes
sowie die Bezeichnung der Bodenschätze, für die das Berg-
werkseigentum gilt, einzutragen. 2Ist das Bergwerkseigentum
befristet verliehen, so ist auch die Frist einzutragen.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Maschinell geführte Grundbücher

§ 4 

Führung von Grundbüchern

1Die Grundbücher sind in maschineller Form als automati-
sierte Datei zu führen. 2Die Grundbücher über das Bergwerks-
eigentum können bis zum 31. Dezember 2010 in Papierform
geführt werden.

§ 5

Datenverarbeitung im Auftrag

Die Datenverarbeitung wird im Auftrag des nach § 1 der
Grundbuchordnung zuständigen Grundbuchamtes beim Lan-
desbetrieb für Statistik und Kommunikationstechnologie Nie-
dersachsen vorgenommen.

§ 6

Maschinelles Dienstsiegel

1Bei maschinell ein- oder aufgedruckten Dienstsiegeln lau-
tet die Umschrift im oberen Halbkreis „Amtsgericht“. 2Das
Siegel enthält keine fortlaufende Nummer.

§ 7

Ersatzgrundbuch

(1) Ein Ersatzgrundbuch in Papierform soll angelegt wer-
den, wenn die Vornahme von Eintragungen in das maschinell
geführte Grundbuch länger als einen Monat nicht möglich ist.

(2) 1Bei der Übernahme neuer Eintragungen aus dem Er-
satzgrundbuch in das maschinell geführte Grundbuch ist die
Speicherung des Schriftzuges von Unterschriften nicht not-
wendig. 2Die aus dem Ersatzgrundbuch in das maschinell ge-
führte Grundbuch übernommene Eintragung ist mit dem
Vermerk „Aus dem Ersatzgrundbuch übernommen und frei-
gegeben am/zum ...“ abzuschließen. 3Das Ersatzgrundbuch
ist zu schließen. 4In der Aufschrift ist der Schließungsver-
merk „Nach Wiederherstellung des maschinell geführten
Grundbuchs geschlossen am/zum ...“ einzutragen. 5§ 70 Abs. 2
Satz 2 der Grundbuchverfügung gilt entsprechend. 

§ 8

Automatisiertes Abrufverfahren

Für die Genehmigung nach § 133 Abs. 2 Satz 1 der Grund-
buchordnung zur Einrichtung eines automatisierten Abruf-
verfahrens und für die Genehmigung nach § 133 Abs. 2 Satz 1
in Verbindung mit § 133 Abs. 4 Satz 2 der Grundbuchord-
nung zur maschinellen Bearbeitung von Anträgen auf Aus-
kunft aus dem Grundbuch ist das Oberlandesgericht Celle
zuständig.
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D r i t t e r  A b s c h n i t t

Schlussvorschriften

§ 9

Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung  tritt am Tag nach ihrer Verkündung
in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft

1. die Verordnung über die nach Landesrecht zu führenden
Grundbücher vom 25. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 274) und

2. die Verordnung über das maschinell geführte Grundbuch
vom 17. Mai 2001 (Nds. GVBl. S. 311), geändert durch
Verordnung vom 27. März 2002 (Nds. GVBl. S. 129).

Hannover, den 20. Mai 2008

Niedersächsisches Justizministerium

B u s e m a n n

Minister
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V e r o r d n u n g
über die Vergabe von Studienplätzen in Studiengängen, 
die in das zentrale Vergabeverfahren einbezogen sind

(ZVS-Vergabeverordnung)

Vom 21. Mai 2008

Aufgrund des Artikels 15 Abs. 1 des Staatsvertrages über die
Vergabe von Studienplätzen vom 22. Juni 2006 (Nds. GVBl.
2007 S. 202) in Verbindung mit § 9 Satz 2 des Niedersäch-
sischen Hochschulzulassungsgesetzes (NHZG) vom 29. Januar
1998 (Nds. GVBl. S. 51), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 7. Juni 2007 (Nds. GVBl. S. 200), und des § 9
Satz 1 Nr. 1 NHZG wird verordnet:

I n h a l t s ü b e r s i c h t

E r s t e r  T e i l

Vergabe von Studienplätzen im zentralen Vergabeverfahren

1 .  A b s c h n i t t

Allgemeines

§ 1 Umfang der zentralen Studienplatzvergabe
§ 2 Einbezogener Personenkreis

2 .  A b s c h n i t t

Antragstellung

§ 3 Frist und Form der Anträge, Ausschluss vom Verfahren
§ 4 Beteiligung am Verfahren
§ 5 Besonderer öffentlicher Bedarf

3 .  A b s c h n i t t

Quotierung und Verfahrensablauf, 
Auswahlverfahren der Hochschulen

§ 6 Quotierung
§ 7 Ablauf des zentralen Vergabeverfahrens
§ 8 Zulassungsbescheid
§ 9 Abschluss des zentralen Vergabeverfahrens
§ 10 Auswahlverfahren der Hochschulen

4 .  A b s c h n i t t

Quoten und Auswahlkriterien des zentralen Vergabeverfahrens

§ 11 Auswahl in der Abiturbestenquote
§ 12 Landesquoten
§ 13 Zurechnung zu den Landesquoten
§ 14 Auswahl nach Wartezeit
§ 15 Auswahl nach Härtegesichtspunkten
§ 16 Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber mit besonderer

Hochschulzugangsberechtigung
§ 17 Auswahl für ein Zweitstudium
§ 18 Nachrangige Auswahlkriterien

5 .  A b s c h n i t t

Auswahl nach einem Dienst aufgrund früherer Zulassung

§ 19 Auswahl nach einem Dienst aufgrund früheren Zulassungs-
anspruchs

6 .  A b s c h n i t t

Verteilung auf die Studienorte

§ 20 Verteilung der in der Abiturbestenquote Ausgewählten auf die
Studienorte 

§ 21 Verteilung der nach § 7 Abs. 3 Ausgewählten auf die Studienorte

Z w e i t e r  T e i l

Sonstige Bestimmungen

§ 22 Teilstudienplätze
§ 23 Ausländerzulassung durch die Hochschulen
§ 24 Bewerbungsfristen für Anträge auf Zulassung außerhalb der

festgesetzten Zulassungszahlen
§ 25 Vertreterin oder Vertreter im Beirat der Zentralstelle

D r i t t e r  T e i l

Schlussbestimmungen

§ 26 Inkrafttreten

E r s t e r  T e i l

Vergabe von Studienplätzen im zentralen Vergabeverfahren

1 .  A b s c h n i t t

Allgemeines

§ 1

Umfang der zentralen Studienplatzvergabe

1Die Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen (Zen-
tralstelle) vergibt die Studienplätze des ersten Fachsemesters
der in das zentrale Vergabeverfahren einbezogenen Studien-
gänge, soweit sie nicht von den Hochschulen vergeben wer-
den. 2Die in das zentrale Vergabeverfahren einbezogenen
Studiengänge sind in der Anlage 1 aufgeführt.

§ 2

Einbezogener Personenkreis

1Die Studienplätze werden an Deutsche sowie an ausländi-
sche Staatsangehörige oder Staatenlose, die im Sinne dieser
Verordnung Deutschen gleichgestellt sind, vergeben. 2Deutschen
gleichgestellt sind hiernach:

1. Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum,

2. in der Bundesrepublik Deutschland wohnende Kinder von
Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union oder von Vertragsstaaten des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum, sofern diese
Staatsangehörigen in der Bundesrepublik Deutschland be-
schäftigt sind oder gewesen sind,

3. in der Bundesrepublik Deutschland wohnende andere
Familienangehörige im Sinne des Artikels 2 Nr. 2 der
Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unions-
bürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheits-
gebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten
(ABl. EU Nr. L 158 S. 77, Nr. L 229 S. 35; 2007 Nr. L 204
S. 28), von Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaa-
tes der Europäischen Union oder von Vertragsstaaten des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, so-
fern diese Staatsangehörigen in der Bundesrepublik
Deutschland beschäftigt sind, sowie

4. sonstige ausländische Staatsangehörige oder Staatenlose,
die eine in der Bundesrepublik Deutschland oder an einer
deutschen Auslandsschule erworbene Hochschulzugangs-
berechtigung, die nicht ausschließlich nach ausländischem
Recht erworben wurde (deutsche Hochschulzugangsberech-
tigung), besitzen.

Anlage 1
(zu § 1 Satz 2)

In das Verfahren der Zentralstelle einbezo-
gene Studiengänge 

Anlage 2
(zu § 11 Abs. 3 Satz 1)

Ermittlung der Durchschnittsnote 

Anlage 3
(zu § 17 Abs. 2 Satz 2)

Ermittlung der Messzahl bei der Auswahl
für ein Zweitstudium 

Anlage 4
(zu § 21 Abs. 1 Satz 3)

Zuordnung der Landkreise und kreisfreien
Städte zu den Studienorten 

Anlage 5
(zu § 20 Satz 3)

Ermittlung der Punktzahl der Gesamtquali-
fikation
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3Wer nach Satz 2 Deutschen gleichgestellt ist, wird nach den
für Deutsche geltenden Bestimmungen am Vergabeverfahren
beteiligt.

2 .  A b s c h n i t t

Antragstellung

§ 3

Frist und Form der Anträge, Ausschluss vom Verfahren

(1) Zulassungsanträge richten sich zugleich auf die Teil-
nahme am zentralen Vergabeverfahren und auf die Teilnahme
an den Auswahlverfahren der Hochschulen.

(2) 1Der Zulassungsantrag muss

1. für das Sommersemester, wenn die Hochschulzugangs-
berechtigung vor dem 16. Juli des Vorjahres erworben
wurde, bis zum 30. November des Vorjahres, andernfalls
bis zum 15. Januar,

2. für das Wintersemester, wenn die Hochschulzugangsbe-
rechtigung vor dem 16. Januar erworben wurde, bis zum
31. Mai, andernfalls bis zum 15. Juli

bei der Zentralstelle eingegangen sein (Ausschlussfristen). 2Bei
Bewerbungen für ein Zweitstudium gilt der Zeitpunkt des
Abschlusses des Erststudiums als Zeitpunkt des Erwerbs der
Hochschulzugangsberechtigung nach Satz 1.

(3) 1Im Zulassungsantrag ist ein Studiengang zu wählen.
2Für die Vergabe der Studienplätze in der Abiturbestenquote
können bis zu sechs Studienorte in einer Reihenfolge gewählt
werden. 3Für die Vergabe der Studienplätze in den weiteren
durch die Zentralstelle vergebenen Quoten sind gewünschte
Studienorte in einer Reihenfolge zu wählen. 4Für das Aus-
wahlverfahren der Hochschulen können bis zu sechs Studien-
orte in einer Reihenfolge gewählt werden. 5Studiengangwunsch
und Ortswünsche können nach Ablauf der Fristen nach Ab-
satz 2 Satz 1 nicht mehr geändert werden.

(4) Im Zulassungsantrag hat die Bewerberin oder der Bewer-
ber anzugeben, ob sie oder er 

1. für den gewählten Studiengang im Zeitpunkt der Antrag-
stellung an einer deutschen Hochschule als Studentin oder
Student eingeschrieben ist,

2. bereits an einer deutschen Hochschule ein Studium abge-
schlossen hat oder als Studentin oder Student eingeschrie-
ben war, gegebenenfalls für welche Zeit.

(5) 1Stellt eine Bewerberin oder ein Bewerber mehrere Zu-
lassungsanträge, so wird nur über den letzten fristgerecht
eingegangenen entschieden. 2Anträge, die nach dieser Verord-
nung ergänzend zum Zulassungsantrag gestellt werden kön-
nen, sind mit dem Zulassungsantrag zu stellen, es sei denn,
der Antrag stützt sich auf einen zum Sommersemester vor
dem 16. Januar, zum Wintersemester vor dem 16. Juli nach
Ablauf der jeweiligen Bewerbungsfrist eingetretenen Sachver-
halt.

(6) 1Die Zentralstelle bestimmt die Form des Zulassungs-
antrags und der Anträge nach Absatz 5 Satz 2. 2Sie bestimmt
auch die Unterlagen, die den Anträgen mindestens beizu-
fügen sind, sowie deren Form. 3Sie ist nicht verpflichtet, den
Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln. 4Der Zulassungs-
antrag ist der Zentralstelle in Form des elektronisch ausgefüll-
ten Antragsformulars vor Ablauf der in Absatz 2 Satz 1
genannten Fristen elektronisch zu übermitteln; das ausge-
druckte und unterschriebene Antragsformular muss der Zen-
tralstelle samt den erforderlichen Unterlagen vor Ablauf der
in Absatz 7 Satz 2 genannten Fristen zugegangen sein. 5Bei
der elektronischen Übermittlung hat die Zentralstelle unter
Anwendung von Verschlüsselungsverfahren dem jeweiligen
Stand der Technik entsprechende Maßnahmen zu treffen, die
die Vertraulichkeit und Unversehrtheit der Daten gewährleis-

ten. 6Bewerberinnen und Bewerbern, die glaubhaft machen,
dass ihnen die elektronische Antragstellung nicht zumutbar
ist, wird gestattet, den Zulassungsantrag schriftlich zu stellen;
§ 3 Abs. 2 Satz 1 bleibt unberührt.

(7) 1Wer die Bewerbungsfristen nach Absatz 2 Satz 1 ver-
säumt, ist vom Vergabeverfahren ausgeschlossen. 2Ist der Zu-
lassungsantrag fristgerecht gestellt worden, so können nach-
träglich eingereichte Unterlagen

1. für das Sommersemester, wenn die Hochschulzugangs-
berechtigung vor dem 16. Juli des Vorjahres erworben
wurde, bis zum 15. Dezember des Vorjahres, andernfalls
bis zum 31. Januar,

2. für das Wintersemester, wenn die Hochschulzugangsbe-
rechtigung vor dem 16. Januar erworben wurde, bis zum
15. Juni, andernfalls bis zum 31. Juli,

berücksichtigt werden (Ausschlussfristen). 3Entspricht der
Zulassungsantrag nicht den rechtlichen Mindestanforderun-
gen oder fehlen bei Ablauf der Fristen nach Satz 2 notwendige
Unterlagen oder nach Absatz 4 erforderliche Angaben, so gilt
Satz 1 entsprechend.

(8) 1Die Bewerberinnen und Bewerber sind verpflichtet, den
nach Absatz 3 Satz 4 gewählten Hochschulen die für das
jeweilige Auswahlverfahren benötigten Unterlagen vorzu-
legen. 2Die Unterlagen müssen

1. für das Sommersemester bis zum 31. Januar,

2. für das Wintersemester bis zum 31. Juli 

bei der jeweiligen Hochschule eingegangen sein (Ausschluss-
fristen). 3Nach Fristablauf eingegangene Unterlagen werden
nicht mehr berücksichtigt. 4Das Nähere regelt die Hochschule
durch Ordnung (§ 8 Abs. 2 Satz 1 NHZG).

§ 4

Beteiligung am Verfahren

(1) 1Am Vergabeverfahren wird nur beteiligt, wer bei der
Bewerbung für das Sommersemester bis zum 15. Januar, bei
der Bewerbung für das Wintersemester bis zum 15. Juli die
Hochschulzugangsberechtigung für den gewählten Studien-
gang erworben hat. 2Werden mehrere einschlägige Hochschul-
zugangsberechtigungen vorgelegt, so wird dem Zulassungs-
antrag die zuerst erworbene zugrunde gelegt. 3Die Feststellung
der Hochschulzugangsberechtigung von Bewerberinnen und
Bewerbern mit ausländischen Vorbildungsnachweisen erfolgt,
wenn keine Anerkennungsentscheidung der Zeugnisanerken-
nungsstelle eines Landes vorliegt, für den angestrebten Stu-
diengang durch die Zentralstelle auf der Grundlage der Be-
wertungsvorschläge der Zentralstelle für ausländisches Bil-
dungswesen.

(2) Wer bei der Bewerbung für das Sommersemester bis
zum 15. Januar, bei der Bewerbung für das Wintersemester bis
zum 15. Juli das 55. Lebensjahr vollendet hat, wird am Verga-
beverfahren nur beteiligt, wenn für das beabsichtigte Studium
unter Berücksichtigung der persönlichen Situation der Bewer-
berin oder des Bewerbers schwerwiegende wissenschaftliche
oder berufliche Gründe sprechen.

(3) 1Vom Vergabeverfahren ist ausgeschlossen, wer für den
gewählten Studiengang im Zeitpunkt der Antragstellung an
einer in der Bundesrepublik Deutschland gelegenen Hoch-
schule (deutsche Hochschule) als Studentin oder Student ein-
geschrieben ist; dies gilt nicht im Fall der Einschreibung für
einen Teilstudienplatz oder bei Nachweis von Gründen für
einen Studienortwechsel nach § 15 Satz 2. 2Wer in dem ge-
wählten Studiengang bereits an einer deutschen Hochschule
eingeschrieben war, kann seine Zulassung in diesem Studien-
gang sowohl im Verfahren der Zentralstelle für einen Studien-
platz des ersten Fachsemesters als auch nach Maßgabe der
Vorschriften für die Zulassung zu höheren Fachsemestern
beantragen.
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§ 5

Besonderer öffentlicher Bedarf

1Das Bundesministerium der Verteidigung teilt der Zentral-
stelle für das Sommersemester bis zum 15. Januar, für das
Wintersemester bis zum 15. Juli (Ausschlussfristen) unter
Angabe einer Reihenfolge mit, wen es für die Studienplätze
benennt, die dem Sanitätsoffizierdienst der Bundeswehr vor-
behalten sind. 2Wer einen Studienplatz aus dieser Quote er-
hält, kann nicht nach anderen Bestimmungen dieser Verord-
nung zugelassen werden.

3 .  A b s c h n i t t

Quotierung und Verfahrensablauf, 
Auswahlverfahren der Hochschulen

§ 6

Quotierung

(1) 1Von den festgesetzten Zulassungszahlen sind je Stu-
dienort vorweg abzuziehen:

1. für die Zulassung von ausländischen Staatsangehörigen
oder Staatenlosen, die nicht nach § 2 Satz 2 Deutschen
gleichgestellt sind, 8 vom Hundert,

2. für die Zulassung im Sanitätsoffizierdienst der Bundeswehr 

a) 1,8 vom Hundert im Studiengang Medizin,

b) 0,5 vom Hundert im Studiengang Pharmazie,

c) 0,1 vom Hundert im Studiengang Tiermedizin,

d) 1,4 vom Hundert im Studiengang Zahnmedizin.
2Die Hochschule kann durch Ordnung (§ 8 Abs. 2 Satz 1 NHZG)
festlegen, dass die von der jährlichen Aufnahmekapazität auf
die Quote nach Satz 1 Nr. 1 entfallenden Studienplätze zu
einem Zulassungstermin (Wintersemester oder Sommerse-
mester) vergeben werden; § 7 Abs. 1 bleibt unberührt.

(2) 1Darüber hinaus sind von der Gesamtzahl der festgesetz-
ten Zulassungszahlen vorweg abzuziehen:

1. 2 vom Hundert für Fälle außergewöhnlicher Härte,

2. 0,2 vom Hundert für die Auswahl der Bewerberinnen und
Bewerber mit besonderer Hochschulzugangsberechtigung,

3. 3 vom Hundert für die Auswahl für ein Zweitstudium.
2Der Anteil der für Bewerberinnen und Bewerber mit beson-
derer Hochschulzugangsberechtigung bei der Verfahrensdurch-
führung zur Verfügung stehenden Studienplätze an der
Gesamtzahl der Studienplätze darf nicht größer sein als ihr
Anteil an der Bewerbergesamtzahl. 3Für jede Quote nach Satz 1
muss mindestens ein Studienplatz zur Verfügung gestellt wer-
den.

(3) Die Zahl der in der Abiturbestenquote zu vergebenden
Studienplätze beträgt je Studienort 20 vom Hundert der Zahl
der nach Abzug der Quoten nach den Absätzen 1 und 2 ver-
bleibenden Studienplätze.

(4) Die Zahl der durch das Auswahlverfahren der Hoch-
schulen zu vergebenden Studienplätze beträgt je Studienort
60 vom Hundert der Zahl der nach Abzug der Quoten nach
den Absätzen 1 und 2 verbleibenden Studienplätze.

(5) Die verbleibenden Studienplätze, vermindert um die
Zahl der nach einem Dienst aufgrund früheren Zulassungs-
anspruchs Auszuwählenden, die nicht in der Abiturbesten-
quote oder im Auswahlverfahren der Hochschulen zugelassen
worden waren, werden nach Wartezeit vergeben.

(6) 1In den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und Absatz 2
verfügbar gebliebene Studienplätze werden der Quote nach
Absatz 5 hinzugerechnet. 2In den Quoten nach Absatz 1
Satz 1 Nr. 1, Absätze 3 und 5 verfügbar gebliebene Studien-
plätze werden der Quote nach Absatz 4 hinzugerechnet.

§ 7

Ablauf des zentralen Vergabeverfahrens

(1) Ein Vergabeverfahren umfasst jeweils die auf einen Zu-
lassungstermin (Sommersemester oder Wintersemester) bezo-
gene Vergabe von Studienplätzen.

(2) Nach der Zulassung der nach § 5 Satz 1 Benannten trifft
die Zentralstelle die Auswahl in der Abiturbestenquote nach
§ 11 und lässt die ausgewählten Bewerberinnen und Bewer-
ber nach § 20 zu.

(3) 1Danach vergibt die Zentralstelle die Studienplätze der
Quoten nach § 6 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 5. 2An der Vergabe
der Studienplätze dieser Quoten wird nicht beteiligt, wer in
der Abiturbestenquote zugelassen worden ist. 3Wer in einer
oder mehreren dieser Quoten zu berücksichtigen ist, wird auf
allen entsprechenden Ranglisten geführt. 4Bei der Auswahl
werden die Ranglisten in folgender Reihenfolge berücksichtigt:

1. Auswahl nach einem Dienst aufgrund früheren Zulassungs-
anspruchs nach § 19, sofern die frühere Zulassung weder
in der Abiturbestenquote noch im Auswahlverfahren der
Hochschulen erfolgt ist,

2. Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber mit besonderer
Hochschulzugangsberechtigung nach § 16 und Auswahl für
ein Zweitstudium nach § 17,

3. Auswahl nach Wartezeit nach § 14,

4. Auswahl nach Härtegesichtspunkten nach § 15.
5Die ausgewählten Bewerberinnen und Bewerber lässt die
Zentralstelle nach § 21 zu. 6Bei der Auswahl und Verteilung
kann die Zentralstelle durch Überbuchung der Zulassungs-
zahlen berücksichtigen, dass Studienplätze voraussichtlich
nicht angenommen werden.

(4) Wer an der Vergabe der Studienplätze nach Absatz 2
oder 3 beteiligt, aber nicht zugelassen worden ist, erhält von
der Zentralstelle einen Ablehnungsbescheid.

§ 8

Zulassungsbescheid

1Im Zulassungsbescheid teilt die Zentralstelle mit, bis wann
sich die oder der Zugelassene bei der im Zulassungsbescheid
genannten Hochschule einzuschreiben hat. 2Ist die Einschrei-
bung bis zu diesem Termin nicht beantragt worden oder lehnt
die Hochschule eine Einschreibung ab, weil sonstige Ein-
schreibvoraussetzungen nicht vorliegen, so wird der Zulas-
sungsbescheid unwirksam; auf diese Rechtsfolge ist im
Bescheid hinzuweisen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten entspre-
chend, wenn der Zulassungsbescheid von der Hochschule er-
lassen wird.

§ 9

Abschluss des zentralen Vergabeverfahrens

1Mit der Vergabe der Studienplätze nach § 7 Abs. 3 ist das
zentrale Vergabeverfahren abgeschlossen. 2Studienplätze in den
von der Zentralstelle vergebenen Quoten, die nach Abschluss
des zentralen Vergabeverfahrens noch verfügbar sind oder
wieder verfügbar werden, werden im Auswahlverfahren der
Hochschulen vergeben.

§ 10

Auswahlverfahren der Hochschulen 

(1) 1Das Auswahlverfahren der Hochschulen wird von den
Hochschulen durchgeführt. 2Die Hochschulen sind in diesem
Verfahren nicht verpflichtet, den Sachverhalt von Amts wegen
zu ermitteln. 3Hochschulen können die Zentralstelle damit
beauftragen, Zulassungs- sowie Ablehnungsbescheide zu er-
stellen und im Namen und Auftrag der Hochschule zu versen-
den. 4Hochschulen können bei der Durchführung ihrer Aus-
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wahlverfahren durch Überbuchung der Zulassungszahlen
berücksichtigen, dass Studienplätze voraussichtlich nicht
besetzt werden.

(2) 1Am Auswahlverfahren der Hochschulen wird nicht be-
teiligt, wer

1. unter die Quoten nach § 6 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1
Nrn. 2 und 3 fällt oder

2. im Zulassungsantrag keinen gültigen Studienortwunsch
für dieses Verfahren genannt hat oder

3. nach § 7 Abs. 2 oder Abs. 3 Satz 5 von der Zentralstelle
zugelassen worden ist.

2Liegen die Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 2 vor, so erlässt
die Zentralstelle für das Auswahlverfahren der Hochschulen
im eigenen Namen einen Ausschlussbescheid.

(3) Die Zentralstelle teilt den Hochschulen für das Sommer-
semester bis zum 10. Februar, für das Wintersemester bis zum
10. August mit, welche Bewerberinnen und Bewerber an
ihren Auswahlverfahren zu beteiligen sind, und übermittelt
dabei studiengangweise folgende Angaben:

1. Namen und Anschrift sowie Tag und Ort der Geburt,

2. die Ortspräferenz für die jeweilige Hochschule,

3. die nach § 11 Abs. 3 bis 5 ermittelte Durchschnittsnote,

4. die nach § 14 ermittelte Wartezeit,

5. Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung,

6. das Ergebnis eines fachspezifischen Studierfähigkeitstests,
sofern es der Zentralstelle vorliegt,

7. die Art einer Berufsausbildung und die Dauer einer Berufs-
tätigkeit oder eines Praktikums,

8. die Erfüllung der Voraussetzungen für eine erneute Zulas-
sung nach § 19 Abs. 2 Satz 2.

(4) 1Die Auswahlentscheidung der Hochschule ist zu treffen
nach der Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberech-
tigung (Durchschnittsnote) in Kombination mit mindestens
einem der folgenden Auswahlkriterien:

1. eine Gewichtung der in der Hochschulzugangsberechti-
gung ausgewiesenen Leistungen in Fächern, die über die
Eignung für den gewählten Studiengang besonderen Auf-
schluss geben, oder

2. die besondere Eignung der Bewerberinnen und Bewerber
für den gewählten Studiengang;

dabei muss der Durchschnittsnote überwiegende Bedeutung
für die Auswahlentscheidung zukommen (§ 8 Abs. 1 Satz 1
NHZG). 2In Fällen von Ranggleichheit der Bewerberinnen und
Bewerber bestimmt sich die Rangfolge nach einer Verbindung
von Durchschnittsnote und Wartezeit. 3Besteht danach noch
Ranggleichheit, so gilt § 18 Abs. 2 entsprechend.

(5) Die Hochschule stellt die besondere Eignung fest

1. anhand von Berufsausbildung, praktischen Tätigkeiten oder
studienrelevanten außerschulischen Leistungen,

2. durch Motivationserhebungen in schriftlicher Form,

3. in einem Auswahlgespräch mit der Bewerberin oder dem
Bewerber,

4. nach dem Ergebnis einer schriftlichen Aufsichtsarbeit, in
der durch die bisherigen Abschlüsse nicht ausgewiesene
Fähigkeiten und Kenntnisse nachgewiesen werden kön-
nen, die für den Studienerfolg von Bedeutung sein kön-
nen, oder

5. aufgrund einer Kombination von Feststellungen nach den
Nummern 1 bis 4

(§ 5 Abs. 3 in Verbindung mit § 8 Abs. 1 Satz 2 NHZG).

(6) 1Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an einem
Auswahlgespräch oder einer schriftlichen Aufsichtsarbeit kann

bis auf das Zweifache der Zahl der hiernach zu vergebenden
Studienplätze beschränkt werden. 2Die Vorauswahl für die
Teilnahme richtet sich nach der Durchschnittsnote oder den
kombinierten Auswahlkriterien nach Absatz 4 Satz 1. 3Kommt
es für die Vorauswahl auch auf die besondere Eignung an, so
gelten Absatz 4 Satz 2 und Absatz 5 entsprechend. 4Bei Rang-
gleichheit gilt Absatz 4 Satz 3 entsprechend. 5Besteht danach
noch Ranggleichheit, so werden sämtliche Bewerberinnen
und Bewerber der höchsten Rangfolge zur Teilnahme zuge-
lassen.

(7) 1Die Einzelheiten des Auswahlverfahrens, insbesondere
die Entscheidung über die Auswahlkriterien und die Möglich-
keit der Erhebung von Gebühren für die Feststellung der Eig-
nung nach Absatz 5 Nrn. 3 und 4, regelt die Hochschule
durch Ordnung (§ 8 Abs. 2 Satz 1 NHZG). 2Die Entscheidung
über die Auswahl trifft die Leitung der Hochschule. 3Zur Vor-
bereitung dieser Entscheidung wird für jeden Studiengang
mindestens eine Auswahlkommission eingesetzt, deren Mit-
glieder dem hauptberuflichen wissenschaftlichen Personal
oder der Hochschullehrergruppe angehören. 4Die Auswahl-
kommission besteht aus mindestens zwei Personen, wovon
mindestens eine Person der Professorengruppe angehören muss.

(8) 1Soweit der Zentralstelle Verfahrensergebnisse der Hoch-
schulen in Form von Ranglisten für das Sommersemester bis
zum 25. Februar, für das Wintersemester bis zum 25. August
vorliegen, werden Bewerberinnen und Bewerber, die nach
diesen Ranglisten eine Zulassungsmöglichkeit für die von
ihnen in höchster Präferenz gewählte Hochschule haben und
an deren Auswahlverfahren sie zu beteiligen sind, von dieser
Hochschule zugelassen. 2Die Zentralstelle teilt den Hochschu-
len für das Sommersemester bis zum 5. März, für das Winter-
semester bis zum 2. September mit, welche Bewerberinnen
und Bewerber unter Satz 1 fallen. 3Die Hochschulen erteilen
in diesen Fällen Zulassungsbescheide. 4Die Zugelassenen neh-
men am weiteren Verfahren nicht mehr teil. 5Die Hochschu-
len teilen der Zentralstelle die Einschreibergebnisse für das
Sommersemester bis zum 16. März, für das Wintersemester
bis zum 16. September mit.

(9) 1Die Hochschulen teilen der Zentralstelle für das Som-
mersemester bis zum 18. März, für das Wintersemester bis
zum 18. September ihre Verfahrensergebnisse in Form von
Ranglisten mit, soweit die Ranglisten nicht bereits nach Ab-
satz 8 übermittelt worden sind. 2Die Zentralstelle gleicht
sämtliche Ranglisten ab, indem in den Fällen mehrerer Zulas-
sungsmöglichkeiten für eine Bewerberin oder einen Bewerber
nur diejenige für die in höchster Präferenz genannte Hoch-
schule bestehen bleibt, und übermittelt den Hochschulen für
das Sommersemester bis zum 22. März, für das Wintersemes-
ter bis zum 22. September die bereinigten Ranglisten. 3Die
Hochschulen erteilen nach Maßgabe dieser Ranglisten Zulas-
sungs- und Ablehnungsbescheide. 4Die Zugelassenen nehmen
am weiteren Verfahren nicht mehr teil. 5Die Hochschulen tei-
len der Zentralstelle die Einschreibergebnisse für das Som-
mersemester bis zum 30. März, für das Wintersemester bis
zum 30. September mit.

(10) 1Sind danach Studienplätze noch verfügbar oder wer-
den Studienplätze wieder verfügbar, so schreibt die Zentral-
stelle die Ranglisten nach Maßgabe des Absatzes 9 Satz 2 fort
und übermittelt sie für das Sommersemester bis zum 2. April,
für das Wintersemester bis zum 2. Oktober an die Hoch-
schulen. 2Die Hochschulen führen auf dieser Grundlage ein
Nachrückverfahren durch; dabei werden keine Ablehnungs-
bescheide erteilt. 3Die Zugelassenen nehmen am weiteren
Verfahren nicht mehr teil. 4Die Hochschulen teilen der Zen-
tralstelle die Einschreibergebnisse für das Sommersemester
bis zum 8. April, für das Wintersemester bis zum 8. Oktober
mit.

(11) 1Sind nach Durchführung des Nachrückverfahrens
nach Absatz 10 Studienplätze noch verfügbar oder werden
Studienplätze wieder verfügbar, so schreibt die Zentralstelle
die Ranglisten nach Maßgabe des Absatzes 9 Satz 2 fort und
übermittelt sie für das Sommersemester bis zum 10. April, für
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das Wintersemester bis zum 10. Oktober an die Hochschulen.
2Absatz 10 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend. 3Die Hochschulen
teilen der Zentralstelle die Einschreibergebnisse für das Som-
mersemester bis zum 17. April, für das Wintersemester bis
zum 17. Oktober mit. 

(12) 1Nach Abschluss des zweiten Nachrückverfahrens wer-
den Studienplätze, die noch verfügbar sind oder wieder ver-
fügbar werden, von der Hochschule durch das Los an Bewerbe-
rinnen und Bewerber vergeben, die bei der Hochschule die
Zulassung beantragt haben. 2Die Hochschule bestimmt Form
und Frist der Antragstellung und gibt sie in geeigneter Weise
bekannt.

4 .  A b s c h n i t t

Quoten und Auswahlkriterien 
des zentralen Vergabeverfahrens

§ 11

Auswahl in der Abiturbestenquote

(1) An der Vergabe der Studienplätze in der Abiturbesten-
quote wird nicht beteiligt, wer

1. im Zulassungsantrag keinen gültigen Studienortwunsch
für diese Quote genannt hat, oder

2. unter die Quoten nach § 6 Abs. 1 oder Abs. 2 Nr. 2 oder 3
fällt.

(2) 1Für die Besetzung der Studienplätze in der Abiturbesten-
quote werden so viele Bewerberinnen und Bewerber ausge-
wählt, wie insgesamt in dieser Quote Studienplätze zu ver-
geben sind. 2Die Auswahl erfolgt nach den Absätzen 3 bis 5;
dabei werden die §§ 12 und 13 angewendet. 

(3) 1Die Rangfolge wird durch die nach der Anlage 2 ermit-
telte Durchschnittsnote bestimmt. 2Eine Gesamtnote gilt als
Durchschnittsnote nach Satz 1.

(4) Wer keine Durchschnittsnote nachweist, wird hinter die
letzte Bewerberin und den letzten Bewerber mit feststellbarer
Durchschnittsnote eingeordnet. 

(5) Wer nachweist, aus in der eigenen Person liegenden,
nicht selbst zu vertretenden Gründen daran gehindert ge-
wesen zu sein, eine bessere Durchschnittsnote zu erreichen,
wird auf Antrag mit der besseren Durchschnittsnote berück-
sichtigt.

§ 12

Landesquoten

(1) Für die Auswahl in der Abiturbestenquote bildet die
Zentralstelle Landesquoten, sofern in dem jeweiligen Studien-
gang mehr als 15 Studienplätze zur Verfügung stehen.

(2) 1Die Quote eines Landes bemisst sich zu einem Drittel
nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der Bewerberinnen
und Bewerber für den betreffenden Studiengang (Bewerber-
anteil) und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Gesamt-
zahl der Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjährigen (Bevöl-
kerungsanteil). 2Die sich danach für die Länder Berlin, Bremen
und Hamburg ergebenden Quoten werden um 30 vom Hun-
dert erhöht. 3Die auf die so ermittelten Landesquoten entfal-
lenden Studienplätze werden in der Weise errechnet, dass
zunächst jeder Landesquote ein Studienplatz zugeteilt wird
und die verbleibenden Studienplätze nach dem d’hondtschen
Höchstzahlverfahren ermittelt werden.

(3) Bei der Berechnung des Bewerberanteils eines Landes
wird nur berücksichtigt, wer

1. für diesen Studiengang zu dem Personenkreis gehört, der
an der Auswahl in der Abiturbestenquote zu beteiligen ist,
und

2. eine nach den Beschlüssen der Kultusministerkonferenz
bei der Berechnung des Bewerberanteils eines Landes zu
berücksichtigende Hochschulzugangsberechtigung in dem
betreffenden Land erworben hat.

(4) Für die Berechnung des Bevölkerungsanteils ist die Fort-
schreibung über die deutsche Wohnbevölkerung maßgeblich,
die zuletzt vor dem Bewerbungsschluss des jeweiligen Ver-
gabeverfahrens vom Statistischen Bundesamt veröffentlicht
wurde.

§ 13

Zurechnung zu den Landesquoten

(1) Soweit Landesquoten gebildet werden, wird die Aus-
wahl für jede Landesquote getrennt unter den Bewerberinnen
und Bewerbern vorgenommen, die der jeweiligen Landes-
quote zuzurechnen sind.

(2) 1Im Fall einer im Inland erworbenen deutschen Hoch-
schulzugangsberechtigung bestimmt der Ort des Erwerbs die
Zurechnung zu den Landesquoten. 2Wer keiner Landesquote
zugerechnet werden kann, wird entsprechend den Bevölke-
rungsanteilen durch das Los einer Landesquote zugeordnet.

(3) Kann das Studienplatzkontingent einer Landesquote aus
Mangel an Bewerbungen nicht ausgeschöpft werden, so wer-
den die Studienplätze in entsprechender Anwendung des § 12
Abs. 2 auf die übrigen Landesquoten verteilt.

§ 14

Auswahl nach Wartezeit

(1) 1Die Rangfolge wird durch die Zahl der seit dem Erwerb
der Hochschulzugangsberechtigung verstrichenen Halbjahre
bestimmt. 2Es zählen nur volle Halbjahre vom Zeitpunkt des
Erwerbs der Hochschulzugangsberechtigung bis zum Beginn
des Semesters, für das die Zulassung beantragt wird. 3Halb-
jahre sind die Zeit vom 1. April bis zum 30. September eines
Jahres (Sommersemester) und die Zeit vom 1. Oktober eines
Jahres bis zum 31. März des folgenden Jahres (Wintersemes-
ter).

(2) Wird der Zeitpunkt des Erwerbs der Hochschulzugangs-
berechtigung nicht nachgewiesen, so wird die Zahl der Halb-
jahre seit dem Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung
nicht berücksichtigt.

(3) Wer nachweist, aus in der eigenen Person liegenden,
nicht selbst zu vertretenden Gründen daran gehindert ge-
wesen zu sein, die Hochschulzugangsberechtigung zu einem
früheren Zeitpunkt zu erwerben, wird auf Antrag bei der
Ermittlung der Wartezeit mit dem früheren Zeitpunkt des
Erwerbs der Hochschulzugangsberechtigung berücksichtigt.

(4) 1Ist vor dem Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung
ein berufsqualifizierender Abschluss außerhalb der Hoch-
schule erlangt und die Hochschulzugangsberechtigung vor
dem 16. Juli 2007 erworben worden, so wird die Zahl der
Halbjahre um eins für je sechs Monate Berufsausbildung,
höchstens jedoch um zwei Halbjahre erhöht. 2Ist im Fall des
Satzes 1 die Hochschulzugangsberechtigung vor dem 16. Ja-
nuar 2002 erworben worden, so wird die Zahl der Halbjahre
um bis zu vier erhöht. 3Dies gilt entsprechend, wenn die Ab-
leistung eines Dienstes eine Bewerberin oder einen Bewerber
daran gehindert hat, vor dem Erwerb der Hochschulzugangs-
berechtigung einen berufsqualifizierenden Abschluss außer-
halb der Hochschule zu erlangen, sofern der berufsqualifi-
zierende Abschluss zu einer Erhöhung der Zahl der Halbjahre
nach Satz 1 oder 2 geführt hätte.

(5) 1Ein berufsqualifizierender Abschluss nach Absatz 4
liegt vor bei 

1. Ausbildungsberufen, die in dem Verzeichnis der aner-
kannten Ausbildungsberufe nach § 90 Abs. 3 Nr. 3 des
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Berufsbildungsgesetzes vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931)
in der jeweils geltenden Fassung enthalten sind,

2. einer Berufsausbildung an einer staatlichen oder staatlich
anerkannten Berufsfachschule oder Fachschule,

3. einer abgeschlossenen Ausbildung im einfachen oder mitt-
leren Dienst der öffentlichen Verwaltung,

4. einer abgeschlossenen Berufsausbildung, die nach Arti-
kel 37 Abs. 1 oder 3 des Einigungsvertrages einer Berufs-
ausbildung nach den Nummern 1 bis 3 gleichzustellen ist.

2Ein berufsqualifizierender Abschluss nach Absatz 4 Satz 1
mit zweijähriger Ausbildungsdauer gilt als nachgewiesen,
wenn die Hochschulzugangsberechtigung an einem Abend-
gymnasium oder an einem Kolleg erworben worden ist.

(6) Von der Gesamtzahl der Halbjahre wird die Zahl der
Halbjahre abgezogen, in denen die Bewerberin oder der
Bewerber an einer deutschen Hochschule als Studentin oder
Student eingeschrieben war.

§ 15

Auswahl nach Härtegesichtspunkten

1Die Studienplätze der Härtequote werden auf Antrag an
Bewerberinnen und Bewerber vergeben, für die es eine außer-
gewöhnliche Härte bedeuten würde, wenn sie für den genann-
ten Studiengang keine Zulassung erhielten. 2Eine außer-
gewöhnliche Härte liegt vor, wenn in der eigenen Person lie-
gende besondere soziale oder familiäre Gründe die sofortige
Aufnahme des Studiums oder einen sofortigen Studienort-
wechsel zwingend erfordern. 3Die Rangfolge wird durch den
Grad der außergewöhnlichen Härte bestimmt.

§ 16

Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber 
mit besonderer Hochschulzugangsberechtigung

(1) 1Ist die Hochschulzugangsberechtigung in einem ande-
ren noch nicht abgeschlossenen Studiengang erworben wor-
den (besondere Hochschulzugangsberechtigung), so ist eine
Auswahl im Rahmen der Quoten nach § 6 Abs. 3 bis 5 ausge-
schlossen. 2Die Rangfolge wird durch die Durchschnittsnote
der Hochschulzugangsberechtigung bestimmt.

(2) Weist die Hochschulzugangsberechtigung keine auf eine
Stelle nach dem Komma bestimmte Durchschnittsnote im
Rahmen eines sechsstufigen Notensystems aus, so ist diese
durch eine besondere Bescheinigung der Einrichtung nachzu-
weisen, an der die Hochschulzugangsberechtigung erworben
wurde.

(3) Wer keine Durchschnittsnote nachweist, wird hinter die
letzte Bewerberin und den letzten Bewerber mit feststellbarer
Durchschnittsnote eingeordnet.

§ 17

Auswahl für ein Zweitstudium

(1) Wer bereits ein Studium in einem anderen Studiengang
an einer deutschen Hochschule abgeschlossen hat (Bewerbe-
rinnen und Bewerber für ein Zweitstudium), kann nicht im
Rahmen der Quoten nach § 6 Abs. 3 bis 5 ausgewählt werden.

(2) 1Die Rangfolge wird durch eine Messzahl bestimmt, die
aus dem Ergebnis der Abschlussprüfung des Erststudiums
und dem Grad der Bedeutung der Gründe für das Zweitstu-
dium ermittelt wird. 2Die Einzelheiten zur Ermittlung der
Messzahl ergeben sich aus der Anlage 3.

(3) Soweit ein Zweitstudium aus wissenschaftlichen Grün-
den angestrebt wird, erfolgt die Auswahl auf der Grundlage
der Feststellungen der im Zulassungsantrag an erster Stelle
genannten Hochschule.

§ 18

Nachrangige Auswahlkriterien

(1) 1Besteht bei der Auswahl in der Abiturbestenquote
Ranggleichheit, so bestimmt sich die Rangfolge nach den
Bestimmungen über die Auswahl nach Wartezeit. 2Besteht bei
der Auswahl nach Wartezeit Ranggleichheit, so bestimmt sich
die Rangfolge durch die nach § 11 Abs. 3 bis 5 ermittelte
Durchschnittsnote.

(2) 1Besteht danach noch Ranggleichheit oder besteht bei
der Auswahl in den übrigen Quoten Ranggleichheit, so wird
vorrangig ausgewählt, wer zu dem Personenkreis nach § 19
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 gehört und durch eine Bescheini-
gung glaubhaft macht, dass der Dienst in vollem Umfang
abgeleistet ist oder bei einer Bewerbung für das Sommerse-
mester bis zum 30. April und bei einer Bewerbung für das
Wintersemester bis zum 31. Oktober in vollem Umfang abge-
leistet sein wird, oder glaubhaft macht, dass bis zu den ge-
nannten Zeitpunkten mindestens neun Monate Dienst nach
§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 ausgeübt sein werden. 2Im Übrigen
entscheidet bei Ranggleichheit das Los.

5 .  A b s c h n i t t

Auswahl nach einem Dienst aufgrund früherer Zulassung

§ 19

Auswahl nach einem Dienst 
aufgrund früheren Zulassungsanspruchs

(1) 1Bewerberinnen und Bewerber, die 

1. eine Dienstpflicht nach Artikel 12 a des Grundgesetzes
erfüllt oder eine solche Dienstpflicht oder entsprechende
Dienstleistungen auf Zeit übernommen haben bis zur
Dauer von drei Jahren,

2. mindestens zwei Jahre Entwicklungsdienst nach dem Ent-
wicklungshelfer-Gesetz vom 18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549)
in der jeweiligen Fassung geleistet haben,

3. ein freiwilliges soziales Jahr nach dem Gesetz zur Förde-
rung eines freiwilligen sozialen Jahres in der Fassung vom
15. Juli 2002 (BGBl. I S. 2596) oder ein freiwilliges ökologi-
sches Jahr nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilli-
gen ökologischen Jahres in der Fassung vom 15. Juli 2002
(BGBI. I S. 2600), jeweils mit den nachfolgenden Änderun-
gen, oder im Rahmen eines von der Bundesregierung
geförderten Modellprojekts geleistet haben oder

4. ein Kind unter 18 Jahren oder eine pflegebedürftige Person
aus dem Kreis der sonstigen Angehörigen bis zur Dauer
von drei Jahren betreut oder gepflegt haben (Dienst),

werden in dem genannten Studiengang aufgrund früheren
Zulassungsanspruchs ausgewählt, wenn sie zu Beginn oder
während eines Dienstes für diesen Studiengang zugelassen
worden sind oder wenn zu Beginn oder während eines Diens-
tes für diesen Studiengang nicht an allen Hochschulen Zulas-
sungszahlen festgesetzt waren. 2Der von einem nach § 2 Satz 2
Deutschen gleichgestellten ausländischen Staatsangehörigen
oder Staatenlosen geleistete Dienst steht einem Dienst nach
Satz 1 gleich, wenn er diesem gleichwertig ist.

(2) 1Ist die frühere Zulassung in der Abiturbestenquote er-
folgt, so lässt die Zentralstelle vorab die Bewerberin oder den
Bewerber in dieser Quote an demselben Studienort erneut zu.
2Ist die frühere Zulassung im Auswahlverfahren oder im Los-
verfahren einer Hochschule nach § 10 Abs. 12 erfolgt, so lässt
diese Hochschule in ihrem Auswahlverfahren die Bewerberin
oder den Bewerber vorab erneut zu. 3Ist die frühere Zulassung
in einer sonstigen, von der Zentralstelle vergebenen Quote er-
folgt oder beruht der Zulassungsanspruch nicht auf einer tat-
sächlich erfolgten Zulassung, so wählt die Zentralstelle die
Bewerberin oder den Bewerber vor der Vergabe der Studien-
plätze in den sonstigen Quoten aus. 4Die erneute Zulassung
nach den Sätzen 1 und 2 setzt voraus, dass der Studienort der
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früheren Zulassung für die entsprechende Quote an erster
Stelle genannt worden ist.

(3) 1Die Auswahl nach Absatz 1 Satz 1 muss spätestens zum
zweiten Vergabeverfahren beantragt werden, das nach Been-
digung des Dienstes durchgeführt wird. 2Ist der Dienst noch
nicht beendet, so ist durch Bescheinigung glaubhaft zu ma-
chen, dass der Dienst bei einer Bewerbung für das Sommer-
semester bis zum 30. April oder bei einer Bewerbung für das
Wintersemester bis zum 31. Oktober beendet sein wird.

(4) Wird die Festlegung einer Rangfolge zwischen den nach
einem Dienst aufgrund früheren Zulassungsanspruchs Auszu-
wählenden erforderlich, so entscheidet das Los.

(5) Beruht ein Zulassungsanspruch auf einer gegen die Zen-
tralstelle gerichteten gerichtlichen Entscheidung, die sich auf
ein bereits abgeschlossenes Vergabeverfahren bezieht, so sind
die Absätze 1 bis 4 entsprechend anzuwenden.

6 .  A b s c h n i t t

Verteilung auf die Studienorte

§ 20

Verteilung der in der Abiturbestenquote Ausgewählten 
auf die Studienorte

1Die Zulassung richtet sich vorrangig nach den im Zulas-
sungsantrag nach § 3 Abs. 3 Satz 2 geäußerten Studienort-
wünschen. 2Können an einem Studienort nicht alle Bewerbe-
rinnen und Bewerber zugelassen werden, die diesen Studien-
ort an gleicher Stelle genannt haben, so entscheidet über die
Zulassung die nach § 11 Abs. 3 bis 5 ermittelte Durchschnitts-
note. 3Besteht bei der Zulassung nach Satz 2 Ranggleichheit,
so entscheidet die nach der Anlage 5 ermittelte Punktzahl
der Gesamtqualifikation der Hochschulzugangsberechtigung.
4Besteht bei der Zulassung nach Satz 3 Ranggleichheit, so ent-
scheidet die Rangfolge nach § 21 Abs. 1 Satz 2. 5Im Übrigen
entscheidet bei Ranggleichheit das Los. 6Wer an keinen für
diese Quote genannten Studienort verteilt werden kann, wird
nicht zugelassen.

§ 21

Verteilung der nach § 7 Abs. 3 Ausgewählten 
auf die Studienorte

(1) 1Die Zulassung richtet sich vorrangig nach den im Zulas-
sungsantrag nach § 3 Abs. 3 Satz 3 geäußerten Studienort-
wünschen. 2Können an einem Studienort nicht alle Bewerbe-
rinnen und Bewerber zugelassen werden, die diesen Studien-
ort an gleicher Stelle genannt haben, so entscheidet die nach-
stehende Rangfolge:

1. amtlich festgestellte Eigenschaft als schwerbehinderter
Mensch nach Teil 2 des Neunten Buchs des Sozialgesetz-
buchs (SGB IX) vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1046) in der
jeweils geltenden Fassung,

2. einzige Wohnung oder Hauptwohnung mit der Ehegattin
oder dem Ehegatten oder den Kindern in den dem Studien-
ort zugeordneten Landkreisen und kreisfreien Städten,

3. Anerkennung des ersten Studienortwunsches nach Ab-
satz 3,

4. einzige Wohnung oder Hauptwohnung bei den Eltern in
den dem Studienort zugeordneten Landkreisen und kreis-
freien Städten,

5. keiner der vorgenannten Gründe.
3Die Zuordnung von Landkreisen und kreisfreien Städten zu
den einzelnen Studienorten ergibt sich aus der Anlage 4. 4Die
Region Hannover gilt als Landkreis im Sinne der Sätze 2 und 3
sowie der Anlage 4. 

(2) 1Besteht bei der Zulassung nach Absatz 1 Satz 2 Rang-
gleichheit, so entscheidet die nach § 11 Abs. 3 bis 5 ermittelte

Durchschnittsnote; bei der Zulassung für ein Zweitstudium
gilt das Ergebnis der Abschlussprüfung des Erststudiums als
Grad der Qualifikation. 2Im Übrigen entscheidet bei Rang-
gleichheit das Los.

(3) 1Für den an erster Stelle genannten Studienort kann ein
Antrag auf bevorzugte Berücksichtigung gestellt werden.
2Dem Antrag soll nur stattgegeben werden, wenn die Zulas-
sung an einem anderen Studienort unter Anlegung eines
strengen Maßstabs mit erheblichen Nachteilen verbunden
wäre. 3Hierbei kommen insbesondere eigene gesundheitliche,
familiäre oder wirtschaftliche Umstände sowie wissenschaft-
liche Gründe in Betracht.

Z w e i t e r  T e i l

Sonstige Bestimmungen

§ 22

Teilstudienplätze

(1) Studienplätze, bei denen die Zulassung auf den ersten
Teil eines Studiengangs beschränkt ist, weil das Weiterstu-
dium an einer deutschen Hochschule nicht gewährleistet ist
(Teilstudienplätze), werden getrennt von den übrigen Stu-
dienplätzen von der Zentralstelle vergeben.

(2) 1Die festgesetzte Zahl an Teilstudienplätzen, vermindert
um die Zahl der nach einem Dienst aufgrund früheren Zulas-
sungsanspruchs Auszuwählenden, wird jeweils im Anschluss
an das Verfahren nach § 10 Abs. 11 durch das Los an die
Bewerberinnen und Bewerber vergeben, die bis dahin nicht
zugelassen sind. 2Die §§ 1 bis 4, 8, 19 und 21 gelten entspre-
chend; die Zulassung für einen Teilstudienplatz wird nicht
nach § 4 Abs. 3 Satz 1 berücksichtigt.

§ 23

Ausländerzulassung durch die Hochschulen

(1) 1Ausländische Staatsangehörige oder Staatenlose, die
nicht nach § 2 Satz 2 Deutschen gleichgestellt sind, werden
von den Hochschulen im Rahmen der Quote nach § 6 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 zugelassen. 2Ihre Zulassungsanträge sind an die
Hochschulen zu richten und müssen dort 

1. für das Sommersemester bis zum 15. Januar,

2. für das Wintersemester bis zum 15. Juli 

eingegangen sein (Ausschlussfristen). 3Die Hochschule kann
durch Ordnung abweichende Fristen festlegen (§ 8 Abs. 2
Satz 1 NHZG). 4§ 3 Abs. 6 gilt entsprechend.

(2) 1Die Auswahl erfolgt in erster Linie nach dem Grad der
Qualifikation. 2Besondere Umstände, die für ein Studium an
einer deutschen Hochschule sprechen, können berücksichtigt
werden. 3Als ein solcher Umstand ist insbesondere anzu-
sehen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber

1. von einer deutschen Einrichtung zur Förderung begabter
Studierender für ein Studium ein Stipendium erhält,

2. aufgrund besonderer Vorschriften mit der Einweisung in
ein Studienkolleg oder eine vergleichbare Einrichtung für
die Zuteilung eines Studienplatzes in dem im Zulassungs-
antrag genannten Studiengang vorgemerkt ist,

3. in der Bundesrepublik Deutschland Asylrecht genießt,

4. aus einem Entwicklungsland oder einem Land kommt, in
dem es keine Ausbildungsstätten für den betreffenden
Studiengang gibt oder

5. einer deutschsprachigen Minderheit im Ausland angehört.
4Verpflichtungen aufgrund zwischenstaatlicher Vereinbarun-
gen sind zu berücksichtigen.
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§ 24 

Bewerbungsfristen bei Anträgen auf Zulassung 
außerhalb der festgesetzten Zulassungszahlen

Ein Antrag auf Zulassung zum Studium in einem Studien-
gang nach der Anlage 1 außerhalb des zentralen Vergabever-
fahrens und außerhalb der festgesetzten Zulassungszahl muss
bei der Hochschule innerhalb folgender Ausschlussfristen
eingegangen sein:

1. für das Sommersemester bis zum 15. April,

2. für das Wintersemester bis zum 15. Oktober.

§ 25

Vertreterin oder Vertreter im Beirat der Zentralstelle

Die Vertreterin oder der Vertreter im Beirat der Zentralstelle
wird für eine Amtszeit von drei Jahren durch die Landeshoch-
schulkonferenz bestellt.

D r i t t e r  T e i l

Schlussbestimmungen

§ 26

Inkrafttreten

(1) 1Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung
in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren zum
Wintersemester 2008/2009.

(2) Gleichzeitig tritt die ZVS-Vergabeverordnung vom
19. April 2006 (Nds. GVBl. S. 185), geändert durch Verord-
nung vom 18. Dezember 2006 (Nds. GVBl. S. 642), außer
Kraft. 

Hannover, den 21. Mai 2008

Niedersächsisches Ministerium
für Wissenschaft und Kultur

S t r a t m a n n

Minister
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Anlage 1
(zu § 1 Satz 2)

In das zentrale Vergabeverfahren einbezogene Studiengänge

Studiengänge ohne Fachhochschulstudiengänge mit dem
Abschluss Diplom oder Staatsexamen (ohne Lehrämter):

Biologie

Medizin 

Pharmazie

Psychologie

Tiermedizin

Zahnmedizin.

Anlage 2
(zu § 11 Abs. 3 Satz 1)

Ermittlung der Durchschnittsnote

(1) 1Bei Hochschulzugangsberechtigungen auf der Grund-
lage der

1. „Vereinbarung über die gegenseitige Anerkennung von
Zeugnissen der allgemeinen Hochschulreife, die an Gym-
nasien mit neu gestalteter Oberstufe erworben wurden“
gemäß Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. Mai
1971 in der Fassung vom 8. November 1972 (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 191.1),

2. „Vereinbarung zur Gestaltung der gymnasialen Oberstufe
in der Sekundarstufe II“ gemäß Beschluss der Kultusminis-
terkonferenz vom 7. Juli 1972 in der Fassung vom 2. Juni
2006 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz
Nr. 176),

3. „Vereinbarung über die Abiturprüfung für Nichtschülerin-
nen und Nichtschüler entsprechend der Gestaltung der
gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II“ gemäß
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 13. Septem-
ber 1974 in der Fassung vom 16. Juni 2000 (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 192.2),

4. „Vereinbarung über die Durchführung der Abiturprüfung
für Schülerinnen und Schüler an Waldorfschulen“ gemäß
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 21. Februar
1980 in der Fassung vom 14. Dezember 2001 (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 485.2),

5. „Vereinbarung zur Gestaltung der Abendgymnasien“ ge-
mäß Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 21. Juni
1979 in der Fassung vom 16. Juni 2000 (Beschluss-Samm-
lung der Kultusministerkonferenz Nr. 240.2),

6. „Vereinbarung zur Gestaltung der Kollegs“ gemäß Beschluss
der Kultusministerkonferenz vom 21. Juni 1979 in der Fas-
sung vom 16. Juni 2000 (Beschluss-Sammlung der Kultus-
ministerkonferenz Nr. 248.1), 

die eine auf eine Stelle nach dem Komma bestimmte Durch-
schnittsnote enthalten, wird diese von der Zentralstelle bei der
Rangplatzbestimmung zugrunde gelegt. 2Enthält die Hoch-
schulzugangsberechtigung keine Durchschnittsnote nach
Satz 1, aber eine Punktzahl der Gesamtqualifikation, so wird
von der Zentralstelle nach der Anlage 2 der „Vereinbarung
über die Abiturprüfung der gymnasialen Oberstufe in der
Sekundarstufe II“ gemäß Beschluss der Kultusministerkonfe-
renz vom 13. Dezember 1973 in der Fassung vom 16. Juni
2000 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz
Nr. 192) die Durchschnittsnote aus der Punktzahl der Gesamt-
qualifikation errechnet. 3Die Durchschnittsnote wird auf eine
Stelle nach dem Komma errechnet; es wird nicht gerundet.

(2) 1Bei Hochschulzugangsberechtigungen auf der Grund-
lage der „Vereinbarung über die gegenseitige Anerkennung
der an Gymnasien erworbenen Zeugnisse der allgemeinen
Hochschulreife“ gemäß Beschluss der Kultusministerkonfe-
renz vom 20. März 1969 — in der Fassung vom 20. Juni 1972 —
und vom 13. Dezember 1973 (Beschluss-Sammlung der Kul-
tusministerkonferenz Nr. 191) wird die allgemeine Durch-
schnittsnote aus dem arithmetischen Mittel der Noten der
Hochschulzugangsberechtigung einschließlich der Noten für
die im 11. und 12. Schuljahr abgeschlossenen Fächer wie folgt
gebildet:

1. Weist die Hochschulzugangsberechtigung eine Note für
das Fach Gemeinschaftskunde aus, so werden die Noten
für die Fächer Geschichte, Erdkunde, Sozialkunde und
Philosophie sowie für sonstige Fächer, die in der Hoch-
schulzugangsberechtigung als zu dem Fach Gemeinschafts-
kunde gehörig ausgewiesen sind, nicht gewertet;

2. weist die Hochschulzugangsberechtigung keine Note für das
Fach Gemeinschaftskunde aus, so ist diese aus dem arith-
metischen Mittel der Noten für die Fächer Geschichte, Erd-
kunde, Sozialkunde und Philosophie oder für die Fächer,
die in der Hochschulzugangsberechtigung als zu dem Fach
Gemeinschaftskunde gehörig ausgewiesen sind, zu bilden;

3. ist in der Hochschulzugangsberechtigung eine Note für
das Fach Geschichte mit Gemeinschaftskunde ausgewie-
sen, so gilt diese Note als Note für das Fach Geschichte
und als Note für das Fach Sozialkunde;

4. bei der Bildung der Note für das Fach Gemeinschafts-
kunde wird gerundet;

5. ist in der Hochschulzugangsberechtigung neben den No-
ten für die Fächer Biologie, Chemie und Physik eine
Gesamtnote für den naturwissenschaftlichen Bereich aus-
gewiesen, so bleibt diese bei der Errechnung der Durch-
schnittsnote außer Betracht;

6. Noten für die Fächer Religionslehre, Ethik, Kunsterzie-
hung, Musik und Sport bleiben außer Betracht, es sei
denn, dass die Zulassung zu einem entsprechenden Studi-
engang beantragt wird;

7. Noten für die Fächer Kunsterziehung, Musik und Sport
werden gewertet, soweit sie Kernpflichtfächer waren;

8. Noten für zusätzliche Unterrichtsveranstaltungen und für
Arbeitsgemeinschaften bleiben unberücksichtigt;

9. die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem Kom-
ma errechnet; es wird nicht gerundet.
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2Die allgemeine Durchschnittsnote wird von der Schule, die
besonderen Durchschnittsnoten für bestimmte Studiengänge
nach Satz 1 Nr. 6 werden auf Antrag von der Schule in der
Hochschulzugangsberechtigung oder einer besonderen Beschei-
nigung ausgewiesen. 3Für Hochschulzugangsberechtigungen,
die vor dem 1. April 1975 erworben wurden, ermittelt die
Zentralstelle die Durchschnittsnoten, soweit sie nicht von der
Schule ausgewiesen sind.

(3) 1Bei Hochschulzugangsberechtigungen auf der Grundlage

1. der „Vereinbarung über Abendgymnasien“ gemäß Beschluss
der Kultusministerkonferenz vom 3. Oktober 1957 in der
Fassung vom 8. Oktober 1970 (Beschluss-Sammlung der
Kultusministerkonferenz Nr. 240),

2. des Beschlusses der Kultusministerkonferenz vom 8. Juli
1965 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz
Nr. 248) über die „Institute zur Erlangung der Hochschul-
reife (,Kollegs‘)“

wird die Durchschnittsnote aus dem arithmetischen Mittel
der Noten der Hochschulzugangsberechtigung mit Ausnahme
der Noten für die Fächer, die in der Hochschulzugangsberech-
tigung oder einer besonderen Bescheinigung als vorzeitig
abgeschlossen ausgewiesen sind, gebildet. 2Absatz 2 Satz 1
Nrn. 1 bis 6 und 9 findet Anwendung. 3Ist die Durchschnitts-
note nicht von der Schule ausgewiesen, so wird sie von der
Zentralstelle nach den Sätzen 1 und 2 errechnet. 

(4) 1Bei Hochschulzugangsberechtigungen auf der Grund-
lage der

1. „Vereinbarung über die befristete gegenseitige Anerken-
nung von Zeugnissen der fachgebundenen Hochschul-
reife, die an zur Zeit bestehenden Schulen, Schulformen
beziehungsweise -typen erworben worden sind“ gemäß
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 25. Novem-
ber 1976 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonfe-
renz Nr. 226.2) und vom 16. Februar 1978 (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 226.2.1),

2. „Sondervereinbarung über die gegenseitige Anerkennung
der Zeugnisse von besonderen gymnasialen Schulformen,
die zu einer allgemeinen Hochschulreife führen“ gemäß
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 25. Novem-
ber 1976 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonfe-
renz Nr. 226.1),

3. „Rahmenvereinbarung über die Berufsoberschule“ gemäß
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 25. Novem-
ber 1976 in der Fassung vom 16. Juni 2000 (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 470) 

finden die Absätze 1 bis 3 entsprechende Anwendung. 2Dabei
ist bei der Bildung der Note für das Fach Gemeinschaftskunde
nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 eine im Zeugnis ausgewiesene
Note für das Fach Wirtschaftsgeografie beziehungsweise Geo-
grafie mit Wirtschaftsgeografie einzubeziehen.

(5) 1Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die auf dem
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand bis
zum 3. Oktober 1990 an einer in eine Hochschule übergelei-
teten Bildungseinrichtung erworben wurden, ist eine Durch-
schnittsnote von der Hochschule in dem Zeugnis oder einer
besonderen Bescheinigung auszuweisen. 2Die Durchschnitts-
note wird auf eine Stelle nach dem Komma errechnet; es wird
nicht gerundet.

(6) Bei sonstigen Hochschulzugangsberechtigungen, die auf
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand
bis zum 3. Oktober 1990 erworben wurden und eine Durch-
schnittsnote enthalten, die auf eine Stelle nach dem Komma
bestimmt ist, wird diese von der Zentralstelle bei der Rang-
platzbestimmung zugrunde gelegt.

(7) Bei sonstigen Hochschulzugangsberechtigungen, die auf
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand
bis zum 3. Oktober 1990 erworben wurden und nur Einzel-
noten im Rahmen eines sechsstufigen Notensystems enthal-

ten, wird von der Zentralstelle eine Durchschnittsnote unter
entsprechender Anwendung des Absatzes 2 Satz 1 Nrn. 1 bis
6 und 9 aus dem arithmetischen Mittel der Noten gebildet;
Noten für gegebenenfalls im 11. und 12. Schuljahr abge-
schlossene Fächer sowie Noten für zusätzliche Unterrichts-
veranstaltungen und für Arbeitsgemeinschaften bleiben unbe-
rücksichtigt.

(8) 1Bei sonstigen Hochschulzugangsberechtigungen, die auf
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand
bis zum 3. Oktober 1990 erworben wurden und weder eine
Durchschnittsnote, die auf eine Stelle nach dem Komma be-
stimmt ist, noch Einzelnoten im Rahmen eines sechsstufigen
Notensystems enthalten, ist eine Durchschnittsnote durch
eine besondere Bescheinigung nachzuweisen, die von der für
die Abnahme der entsprechenden Prüfung zuständigen Stelle
oder von der obersten Landesbehörde auszustellen ist, unter
deren Aufsicht diese Prüfung durchgeführt worden ist. 2Bei
der Bestimmung der Durchschnittsnote sind einzelne Prü-
fungsleistungen, die der Hochschulzugangsberechtigung zu-
grunde liegen, zur Beurteilung heranzuziehen. 3Die Durch-
schnittsnote wird auf eine Stelle nach dem Komma bestimmt;
es wird nicht gerundet.

(9) 1Bei Hochschulzugangsberechtigungen aus der ehema-
ligen Deutschen Demokratischen Republik, die nach dem
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 10. Mai 1990
(Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 908)
zur Aufnahme eines Studiums in der Bundesrepublik Deutsch-
land berechtigen, wird die Durchschnittsnote nach dem Be-
schluss der Kultusministerkonferenz vom 8. Juli 1987 in der
Fassung vom 8. Oktober 1990 (Beschluss-Sammlung der Kul-
tusministerkonferenz Nr. 289.1) errechnet. 2Bei Hochschul-
zugangsberechtigungen aus den in Artikel 3 des Einigungsver-
trages genannten Ländern, die nach dem Beschluss der Kul-
tusministerkonferenz vom 21. Februar 1992 in der Fassung
vom 12. März 1993 (Beschluss-Sammlung der Kultusminister-
konferenz Nr. 234) und vom 25. Februar 1994 (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 234.1) zur Auf-
nahme eines Studiums in der Bundesrepublik Deutschland
berechtigen, wird die Durchschnittsnote nach dem Beschluss
der Kultusministerkonferenz vom 21. Februar 1992 in der
Fassung vom 9. Juni 1993 (Beschluss-Sammlung der Kultus-
ministerkonferenz Nr. 235) errechnet. 3Die Durchschnittsnote
wird jeweils von der für die Ausstellung des Zeugnisses zu-
ständigen Stelle auf eine Stelle nach dem Komma errechnet;
es wird nicht gerundet. 4Die Zentralstelle legt die auf dem
Zeugnis oder in einer besonderen Bescheinigung ausgewiesene
Durchschnittsnote bei der Rangplatzbestimmung zugrunde.

(10) Bei ausländischen Vorbildungsnachweisen wird die
Gesamtnote, sofern keine Bescheinigung der Zeugnisanerken-
nungsstelle eines Landes über die Festsetzung einer Gesamt-
note vorliegt, in den in das zentrale Vergabeverfahren ein-
bezogenen Studiengängen von der Zentralstelle auf der
Grundlage der „Vereinbarung über die Festsetzung der
Gesamtnote bei ausländischen Hochschulzugangszeugnissen“
vom 15. März 1991 in der Fassung vom 18. November 2004
(Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 289.5)
berechnet.

(11) 1Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die bis ein-
schließlich 1986 aufgrund einer Abschlussprüfung unter dem
Vorsitz einer oder eines Prüfungsbeauftragten der Kultusmi-
nisterkonferenz an deutschen Schulen im Ausland (ausge-
nommen die Schulen mit neu gestalteter gymnasialer Ober-
stufe) und an Privatschulen im deutschsprachigen Ausland
erworben wurden, ist die Durchschnittsnote durch eine Be-
scheinigung der oder des Prüfungsbeauftragten nachzuwei-
sen. 2Dasselbe gilt weiterhin für die Zeugnisse der deutschen
Reifeprüfungen, die am Lyzeum Alpinum in Zuoz und am
Institut auf dem Rosenberg in St. Gallen erworben wurden.
3Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem Komma
bestimmt; es wird nicht gerundet. 4Bei Hochschulzugangs-
berechtigungen, die ab 1987 aufgrund einer Abschlussprü-
fung unter dem Vorsitz einer oder eines Prüfungsbeauftragten
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der Kultusministerkonferenz an deutschen Schulen im Aus-
land erworben wurden, wird die auf dem Zeugnis ausgewiese-
ne, auf eine Stelle nach dem Komma bestimmte Durchschnitts-
note von der Zentralstelle bei der Rangplatzbestimmung zu-
grunde gelegt.

(12) 1Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die an den
deutsch-französischen Gymnasien ab dem Abiturtermin 1982
erworben wurden, wird der in den Zeugnissen gemäß Arti-
kel 30 des Abkommens zwischen der Regierung der Bundes-
republik Deutschland und der Regierung der Französischen
Republik vom 10. Februar 1972 (Beschluss-Sammlung der
Kultusministerkonferenz Nr. 90) ausgewiesene „allgemeine
Notendurchschnitt“ bei der Rangplatzbestimmung zugrunde
gelegt. 2Für die Umrechnung des „allgemeinen Notendurch-
schnitts“ wird der für die Europäischen Schulen geltende
Umrechnungsschlüssel gemäß Beschluss der Kultusminister-
konferenz vom 8. Dezember 1975 in der Fassung vom 11. De-
zember 2002 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonfe-
renz Nr. 289.2) angewendet. 3Bei Absolventinnen und Absol-
venten der deutsch-französischen Gymnasien in Freiburg und
Saarbrücken werden für das Abitur 1982 und 1983 die bis
1981 geltenden Richtlinien angewendet, sofern durch die
Neuregelung im Einzelfall eine Verschlechterung der Durch-
schnittsnote eintritt. 4Die nach diesem Verfahren umgerech-
nete allgemeine Durchschnittsnote wird zusätzlich zum „all-
gemeinen Notendurchschnitt“ im „Zeugnis über das Bestehen
des deutsch-französischen Abiturs“ ausgewiesen und durch
den Stempelzusatz „Durchschnittsnote gemäß Staatsvertrag
über die Vergabe von Studienplätzen“ gekennzeichnet.

(13) 1Bei Zeugnissen der Fachhochschulreife wird eine dort
ausgewiesene Durchschnittsnote zugrunde gelegt. 2Bei Hoch-
schulzugangsberechtigungen, die in einem anderen Bundes-
land erworben wurden und die als Zeugnis der Fachhoch-
schulreife anerkannt werden und keine Durchschnittsnote
enthalten, ist die durch die Schulbehörde festgestellte Durch-
schnittsnote maßgeblich. 3Bei Hochschulzugangsberechtigun-
gen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland erworben
wurden und die als Zeugnis der Fachhochschulreife aner-
kannt werden, wird die Durchschnittsnote nach Absatz 10 er-
mittelt.

(14) 1Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die ausschließ-
lich aufgrund einer besonderen beruflichen Vorbildung erwor-
ben worden sind, wird eine in dem die Zugangsberechtigung
begründenden Zeugnis ausgewiesene Durchschnittsnote zu-
grunde gelegt. 2Ist eine Durchschnittsnote in dem Zeugnis
nicht ausgewiesen, so wird diese von der Hochschule aus dem
arithmetischen Mittel der Einzelnoten des Zeugnisses ermit-
telt.

(15) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die nach den
Bestimmungen der/des „International Baccalaureate Organisa-
tion/Office du Baccalauréat International“ erworben wurden,
wird die Durchschnittsnote auf der Grundlage der Vereinba-
rung über die Anerkennung des „International Baccalaureate
Diploma/Diplôme du Baccalauréat International“ gemäß Be-
schluss der Kultusministerkonferenz vom 10. März 1986 in
der Fassung vom 18. November 2004 (Beschluss-Sammlung
der Kultusministerkonferenz Nr. 283) berechnet.

Anlage 3
(zu § 17 Abs. 2 Satz 2)

Ermittlung der Messzahl 
bei der Auswahl für ein Zweitstudium

(1) Die Messzahl ist die Summe der Punktzahlen, die für
das Ergebnis der Abschlussprüfung des Erststudiums und für
den Grad der Bedeutung der Gründe für das Zweitstudium
vergeben werden.

(2) 1Für das Ergebnis der Abschlussprüfung des Erststudiums
werden folgende Punktzahlen vergeben:

1. Noten „ausgezeichnet“ und „sehr gut“ — 4 Punkte,

2. Noten „gut“ und „voll befriedigend“ — 3 Punkte,

3. Note „befriedigend“ — 2 Punkte,

4. Note „ausreichend“ — 1 Punkt.
2Ist die Note der Abschlussprüfung des Erststudiums nicht
nachgewiesen, so wird das Ergebnis der Abschlussprüfung
mit 1 Punkt bewertet.

(3) 1Nach dem Grad der Bedeutung der Gründe für das Zweit-
studium werden folgende Punktzahlen vergeben:

1. „zwingende berufliche Gründe“ — 9 Punkte;

zwingende berufliche Gründe liegen vor, wenn ein Beruf
angestrebt wird, der nur aufgrund zweier abgeschlossener
Studiengänge ausgeübt werden kann;

2. „wissenschaftliche Gründe“ — 7 bis 11 Punkte;

wissenschaftliche Gründe liegen vor, wenn im Hinblick
auf eine spätere Tätigkeit in Wissenschaft und Forschung

auf der Grundlage der bisherigen wissenschaftlichen und
praktischen Tätigkeit eine weitere wissenschaftliche Qua-
lifikation in einem anderen Studiengang angestrebt wird;

3. „besondere berufliche Gründe“ — 7 Punkte;

besondere berufliche Gründe liegen vor, wenn die beruf-
liche Situation dadurch erheblich verbessert wird, dass
der Abschluss des Zweitstudiums das Erststudium sinn-
voll ergänzt; 

4. „sonstige berufliche Gründe“ — 4 Punkte;

sonstige berufliche Gründe liegen vor, wenn das Zweitstu-
dium aufgrund der beruflichen Situation aus sonstigen
Gründen zu befürworten ist;

5. „keiner der vorgenannten Gründe“ — 1 Punkt.
2Liegen wissenschaftliche Gründe vor, so ist die Punktzahl in-
nerhalb des Rahmens von 7 bis 11 Punkten davon abhängig,
welches Gewicht die Gründe haben, welche Leistungen bisher
erbracht worden sind und in welchem Maß die Gründe von
allgemeinem Interesse sind. 3Wird das Zweitstudium nach
einer Familienphase zum Zweck der Wiedereingliederung oder
des Neueinstiegs in das Berufsleben angestrebt, so kann dieser
Umstand unabhängig von der Bewertung des Vorhabens und
seiner Zuordnung zu einer der vorgenannten Fallgruppen
durch Gewährung eines Zuschlags von bis zu 2 Punkten bei
der Messzahlbildung berücksichtigt werden.
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Anlage 4
(zu § 21 Abs. 1 Satz 3)

Zuordnung der Landkreise und kreisfreien Städte 
zu den Studienorten

(1) Ein Studienort kann eine Hochschule, ein Teil einer
Hochschule oder ein gemeinsames Studienangebot mehrerer
Hochschulen sein.

(2) 1Einem Studienort eines Landes zugeordnet sind der
Landkreis oder die kreisfreie Stadt des Studienorts sowie die
hieran angrenzenden Landkreise oder kreisfreien Städte des
Landes. 2Sofern sich in einem Landkreis oder in einer kreis-
freien Stadt oder in den hieran angrenzenden Landkreisen
oder kreisfreien Städten kein Studienort des Landes befindet,
ist dieser Landkreis oder diese kreisfreie Stadt dem nächsten
Studienort des Landes zugeordnet. 3Dies gilt entsprechend,
wenn Studiengänge nur an bestimmten Studienorten des Lan-
des angeboten werden. 4Landkreise und kreisfreie Städte eines
Landes sind auch dem Studienort eines anderen Landes zuge-
ordnet, wenn sie an den Landkreis oder die kreisfreie Stadt
des Studienorts des anderen Landes angrenzen; dabei gelten
Bremen und Bremerhaven als eine kreisfreie Stadt.

(3) Örtliche und regionale Verwaltungseinheiten eines ande-
ren Mitgliedstaates der Europäischen Union, die an ein Land
der Bundesrepublik Deutschland angrenzen, können einem
Studienort dieses Landes zugeordnet werden, wenn sie an
den Landkreis oder die kreisfreie Stadt dieses Studienorts an-
grenzen.

(4) In der nachfolgenden Übersicht ist für jeden Landkreis
und jede kreisfreie Stadt die Entfernung zu den Studienorten
des Landes als Länge der Luftlinie zwischen Kreisstadt und
Studienort in Kilometern (km), jeweils auf 10 km gerundet,
angegeben.

(5) Ist ein Studienort im Landkreis oder in der kreisfreien
Stadt oder in einem hieran angrenzenden Landkreis oder einer
hieran angrenzenden kreisfreien Stadt gelegen, so ist als Ent-
fernung 0 angegeben; dies gilt auch für außerhalb des Landes
gelegene Studienorte.

Übersicht
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Niedersachsen

03241 R e g i o n  H a n n o v e r 60 100 0 110

K r e i s f r e i e  S t ä d t e

03101 Braunschweig 0 90 60 160

03401 Delmenhorst 150 190 100 90

03402 Emden 250 270 200 130

03403 Oldenburg (Oldenburg) 180 220 130 100

03404 Osnabrück 170 150 110 0

03102 Salzgitter 0 70 60 160

03405 Wilhelmshaven 220 260 170 140

03103 Wolfsburg 30 110 70 180

L a n d k r e i s e

03451 Ammerland 210 240 150 110

03452 Aurich 250 270 190 140

03351 Celle 50 120 30 140

03453 Cloppenburg 180 190 120 60

03352 Cuxhaven 220 280 180 180

03251 Diepholz 150 160 100 40

03454 Emsland 220 220 170 70

03455 Friesland 230 270 180 150

03151 Gifhorn 0 110 60 170

03152 Göttingen 90 0 100 150

03153 Goslar 40 50 70 170

03456 Grafschaft Bentheim 240 230 180 70

03252 Hameln-Pyrmont 80 80 40 90

03353 Harburg 130 210 110 190

03154 Helmstedt 0 110 90 200

03254 Hildesheim 40 70 30 130

03255 Holzminden 80 50 70 110

03457 Leer 230 250 180 110

03354 Lüchow-Dannenberg 100 190 120 230

03355 Lüneburg 110 200 100 200

03256 Nienburg (Weser) 100 130 40 90

03155 Northeim 70 0 80 150

03458 Oldenburg 180 220 130 100

03459 Osnabrück 170 150 110 0

03356 Osterholz 150 210 110 120

03156 Osterode am Harz 60 0 80 160

03157 Peine 0 90 40 150

03357 Rotenburg (Wümme) 120 180 80 130

03257 Schaumburg 90 100 30 80

03358 Soltau-Fallingbostel 90 150 50 130

03359 Stade 170 240 140 180

03360 Uelzen 80 170 90 190

03460 Vechta 160 170 100 50

03361 Verden 120 160 70 110

03461 Wesermarsch 180 220 130 120

03462 Wittmund 240 270 180 150

03158 Wolfenbüttel 0 80 60 170

A n g r e n z e n d e  
L a n d k r e i s e

Hessen

K r e i s f r e i e  S t a d t

06611 Kassel — 0 — —

L a n d k r e i s e

06633 Kassel — 0 — —

06636 Werra-Meißner-Kreis — 0 — —

Nordrhein-Westfalen

K r e i s

05566 Steinfurt — — — 0
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Anlage 5
(zu § 20 Satz 3)

Ermittlung der Punktzahl der Gesamtqualifikation

(1) Bei deutschen Abiturzeugnissen, bei denen die Durch-
schnittsnote auf der Grundlage einer maximal erreichbaren
Punktzahl von 840 errechnet worden ist, ist die auf dem Zeug-
nis ausgewiesene Punktzahl maßgeblich.

(2) Bei deutschen Abiturzeugnissen, bei denen die Durch-
schnittsnote auf der Grundlage einer maximal erreichbaren
Punktzahl von 900 errechnet worden ist, wird die maßgebli-
che Punktzahl P nach der Formel P=(840×PA) : 900 errech-
net; dabei ist PA die auf dem Abiturzeugnis ausgewiesene
Gesamtpunktzahl. Es wird auf eine ganze Zahl gerundet.

(3) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, auf denen keine
nach den Beschlüssen der Kultusministerkonferenz errechnete
Gesamtpunktzahl ausgewiesen ist, gilt der Mittelwert der
Punktspanne, die der jeweiligen Durchschnittsnote nach den
Beschlüssen der Kultusministerkonferenz in den Fällen des
Absatzes 1 zugeordnet ist, als maßgebliche Punktzahl; es wird
auf eine ganze Zahl gerundet.

Schleswig-Holstein

K r e i s

01053 Herzogtum Lauenburg — — — —

Mecklenburg-Vorpommern

L a n d k r e i s

13054 Ludwigslust — — — —

Sachsen-Anhalt

L a n d k r e i s e

15057 Halberstadt — — — —

15069 Wernigerode — — — —

Thüringen

L a n d k r e i s e

16061 Eichsfeld — 0 — —

16062 Nordhausen — — — —
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V e r o r d n u n g
zur Durchführung des Niedersächsischen Jagdgesetzes

(DVO-NJagdG)

Vom 23. Mai 2008

Aufgrund des § 26 Abs. 1 Nr. 1 und des § 34 Nr. 2 des
Niedersächsischen Jagdgesetzes vom 16. März 2001 (Nds.
GVBl. S. 100), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 13. Dezember 2007 (Nds. GVBl. S. 708), wird verordnet:

§ 1

Jagdzeiten für nach Landesrecht jagdbare Tierarten

Für das nachstehend genannte Wild gelten die folgenden
Jagdzeiten:

§ 2

Jagdzeiten für nach Bundesrecht jagdbare Tierarten

(1) Für das nachstehend genannte Wild gelten abweichend
von der Verordnung über die Jagdzeiten vom 2. April 1977
(BGBl. I S. 531), zuletzt geändert durch Verordnung vom
25. April 2002 (BGBl. I S. 1487), die folgenden Jagdzeiten:

(2) Für das nachstehend genannte Wild gelten abweichend
von der Verordnung über die Jagdzeiten keine Jagdzeiten:

1. Mauswiesel,

2. Wildtruthähne und Wildtruthennen,

3. Ringelgänse,

4. Bläss- und Saatgänse in den in der Anlage genannten Vogel-
schutzgebieten,

5. Spieß-, Berg-, Reiher-, Tafel-, Samt- und Trauerenten,

6. Lachmöwen.

§ 3

Schutzvorrichtungen zur Vermeidung von Wildschäden

1Übliche Schutzvorrichtungen zur Abwendung von Wild-
schäden nach § 32 Abs. 2 Satz 2 des Bundesjagdgesetzes sind
Wildzäune, die zur Abwehr von

1. Rot- und Damwild eine Mindesthöhe von 1,80 m,

2. Rehwild und Schwarzwild eine Mindesthöhe von 1,50 m,

3. Muffelwild eine Mindesthöhe von 2,50 m und

4. Wildkaninchen eine Mindesthöhe von 1,20 m

über der Bodenoberfläche haben. 2Wildzäune gegen Schwarz-
wild müssen zudem am Boden gegen ein Hochheben durch das
Schwarzwild befestigt sein. 3Wildzäune zur Abwehr von Wild-

1. Waschbären 16. Juli bis 31. März,
jedoch für Jungwaschbären ganzjährig,

2. Marderhunde 1. September bis 28. Februar,
jedoch für Jungmarderhunde ganzjährig,

3. Minks 1. August bis 28. Februar,
jedoch für Jungminks ganzjährig,

4. Nutrias 1. September bis 28. Februar,
jedoch für Jungnutrias ganzjährig,

5. Rabenkrähen 1. August bis 20. Februar,

6. Elstern 1. August bis 28. Februar,

7. Nilgänse 1. August bis 15. Januar.

1. Rotwild

a) Kälber, Alttiere 1. September bis 31. Januar,

b) Schmalspießer,
Schmaltiere 1. Mai bis 31. Mai und 

1. August bis 31. Januar,

2. Damwild

a) Kälber 1. September bis 31. Januar,

b) Schmalspießer,
Schmaltiere 1. Mai bis 31. Mai und

1. September bis 31. Januar,

3. Sikawild 1. September bis 31. Januar,

4. Rehwild

a) Kitze 1. September bis 31. Januar,

b) Schmalrehe 1. Mai bis 31. Mai und
1. September bis 31. Januar,

5. Muffelwild

Lämmer, 
Schmalschafe, 
Schafe 1. September bis 31. Januar,

6. Wildkaninchen, 
ausgenommen 
Jungkaninchen 1. Oktober bis 15. Februar,

7. Dachse 1. August bis 31. Januar,

8. Füchse, 
ausgenommen 
Jungfüchse 16. Juni bis 28. Februar,

9. Rebhühner 16. September bis 30. November,

10. Ringeltauben

a) Alttauben 20. August bis 31. März mit der
Maßgabe, dass die Jagd vom 20. Au-
gust bis 31. Oktober und vom
21. Februar bis 31. März nur zur
Schadensabwehr und nur auf Alt-
tauben ausgeübt werden darf, die
in Trupps auf Acker-, Grünland-
oder Baumschulkulturen einfallen,

b) Jungtauben ganzjährig mit der Maßgabe, dass
die Jagd vom 21. Februar bis 31. Ok-
tober nur zur Schadensabwehr und
nur auf Jungtauben ausgeübt wer-
den darf, die auf Acker-, Grünland-
oder Baumschulkulturen einfallen,

11. Höckerschwäne 1. November bis 20. Februar mit
der Maßgabe, dass die Jagd vom
1. Dezember bis 20. Februar nur
zur Schadensabwehr und nur auf
Höckerschwäne ausgeübt werden
darf, die in Trupps auf Acker- oder
Grünlandkulturen einfallen,

12. Graugänse 1. August bis 15. Januar mit der
Maßgabe, dass die Jagd vom 1. Sep-
tember bis 31. Oktober nur zur
Schadensabwehr und nur auf Grau-
gänse ausgeübt werden darf, die in
Trupps auf Acker- oder Grünland-
kulturen einfallen,

13. Kanadagänse 1. September bis 15. Januar mit der
Maßgabe, dass die Jagd vom 1. Sep-
tember bis 31. Oktober nur zur
Schadensabwehr und nur auf
Kanadagänse ausgeübt werden darf,
die in Trupps auf Acker- oder
Grünlandkulturen einfallen,

14. Waldschnepfen 16. Oktober bis 31. Dezember.
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kaninchen müssen aus Drahtgeflecht von höchstens 40 mm
Maschenweite bestehen und außerdem mindestens 0,30 m
tief in die Erde eingelassen sein. 

§ 4

Inkrafttreten

(1) 1Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung
in Kraft. ²Abweichend von Satz 1 tritt § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b
am 1. Juli 2008 in Kraft. 

(2) Am Tag nach der Verkündung dieser Verordnung treten
außer Kraft:

1. die Niedersächsische Verordnung über Jagdzeiten vom
6. August 2001 (Nds. GVBl. S. 593) und

2. die Verordnung über Schutzvorrichtungen zur Vermeidung
von Wildschäden vom 26. März 2001 (Nds. GVBl. S. 126).

Hannover, den 23. Mai 2008 

Niedersächsisches Ministerium
für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz

und Landesentwicklung

E h l e n

Minister
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Anlage
(zu § 2 Abs. 2 Nr. 4)

Vogelschutzgebiete

Vogelschutzgebiete im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 4 sind die
folgenden in der Bekanntmachung der Europäischen Vogel-
schutzgebiete gemäß § 10 Abs. 6 des Bundesnaturschutzgeset-
zes vom 26. Juli 2007 (BAnz. Nr. 196 a vom 19. Oktober 2007)
bezeichneten Gebiete:

SPA-Nr. 2121-401 Unterelbe

SPA-Nr. 2210-401 Niedersächsisches Wattenmeer

SPA-Nr. 2408-401 Westermarsch

SPA-Nr. 2508-401 Krummhörn

SPA-Nr. 2509-401 Ostfriesische Meere 

SPA-Nr. 2609-401 Emsmarsch von Leer bis Emden

SPA-Nr. 2709-401 Rheiderland

SPA-Nr. 2832-401 Niedersächsische Mittelelbe.
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